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Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Im Rahmen seiner Zuständigkeit zur
Auslegung des Brüsseler Übereinkom­
mens vom 27. September 1968 über die
gerichtliche Zuständigkeit und die Voll­
streckung gerichtlicher Entscheidungen
in Zivil- und Handelssachen haue sich
der Gerichtshof bereits mit Artikel 17 zu

befassen, der bekanntermaßen die „Ver­
einbarung über die Zuständigkeit" regelt.
In zwei Urteilen vom 14. Dezember 1976

in den Rechtssachen 24/76 (Estasis Sa­
lotti/Rüwa, Slg. 1976, 1831) und 25/76
(Galeries Segoura/Bonakdarian, Slg.
1976, 1851) untersuchte der Gerichtshof
insbesondere die Form der Gerichts­

standsvereinbarung. Nunmehr liegen
zwei andere Fragen vor, deren eine die

Voraussetzung für die inhaltliche Zuläs­
sigkeit einer solchen Klausel betrifft, wäh­
rend die andere dahin geht, ob die Ge­
richtsstandsvereinbarung sich zwingend
auf den vom Beklagten erhobenen Auf­
rechnungseinwand auswirkt.

Zum Sachverhalt genügt es, folgendes zu
erwähnen:

a) Im August 1972 schlossen die Firma
Glacetal mit Sitz in Frankreich und
die Firma Meeth mit Sitz in der Bun­

desrepublik Deutschland einen Ver­
trag über die Lieferung von Fenster­
glas. Der Vertrag enthielt eine Bestim­
mung über die ausschließliche Gel­
tung der deutschen Gesetze sowie
eine Gerichtsstandsvereinbarung,
nach der für Klagen der Firma Meeth
die französischen Gerichte, für Kla-

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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gen der Firma Glacetal die deutschen
Gerichte zuständig sein sollten.

b) In der Folge verklagte die Firma
Glacetal ihren Vertragspartner vor
dem Landgericht Trier auf Zahlung
eines Restkaufpreises; dieses gab der
Klage mit Urteil vom 13. Januar 1975
statt. In der Berufungsinstanz (vor
dem Oberlandesgericht Koblenz) er­
klärte die Firma Meeth die Aufrech­

nung mit vorgeblichen Schadensersatz­
ansprüchen wegen Lieferverzögerung;
das Oberlandesgericht erklärte mit Ur­
teil vom 17. Dezember 1976 diesen

Einwand für prozessual unzulässig,
weil kraft der Gerichtsstandsvereinba­

rung nur die französischen Gerichte
über die von der Firma Meeth er­

klärte Aufrechnung entscheiden könn­
ten.

c) Das Verfahren ist nunmehr in dritter
Instanz vor dem Bundesgerichtshof
anhängig, der dem Gerichtshof mit
Beschluß vom 1. Februar 1978 die fol­

genden zwei Fragen vorgelegt hat:

,,1. Läßt Artikel 17 Absatz 1 des
Übereinkommens eine Vereinba­

rung zu, der zufolge jede der bei­
den in verschiedenen Staaten woh­
nenden Parteien eines Kaufvertra­

ges nur vor den Gerichten ihres
Heimatstaates verklagt werden
kann?

2. Schließt eine nach Artikel 17 Ab­
satz 1 des Übereinkommens zuläs­

sige Vereinbarung mit dem in
Frage 1 bezeichneten Inhalt zwin­
gend jede Aufrechnung aus, die
eine Vertragspartei wegen eines
der Vereinbarung unterliegenden
Anspruchs gegenüber der von der
anderen Partei erhobenen Klage
vor dem für diese Klage zuständi­
gen Gericht geltend machen
will?"

2. Die in der ersten Frage ausgedrück­
ten Zweifel beruhen auf folgendem: Arti­
kel 17 Absatz 1 des Übereinkommens be-

trifft eine Vereinbarung, durch die „die
Parteien . . . bestimmt [haben], daß ein
Gericht oder die Gerichte eines Vertrags­
staats über eine . . . aus einem bestimmten

Rechtsverhältnis entspringende Rechts­
streitigkeit entscheiden sollen", während
eine Vereinbarung der vorliegenden Art
zur Zuständigkeit der Gerichte zweier
Vertragsstaaten führt, über die aus dem
Vertrag entstehenden Rechtsstreitigkei­
ten zu entscheiden, wobei die Zuständig­
keit auf die beiden Staaten danach ver­

teilt ist, ob die Klage von der einen oder
der anderen Vertragspartei erhoben
wird.

Meines Erachtens kann die Zulässigkeit
einer solchen Vereinbarung ruhigen Ge­
wissens anerkannt werden. Wahrschein­

lich wäre der Zweifel gar nicht entstan­
den, wenn die Vereinbarung anders abge­
faßt worden wäre, nämlich dahin ge­
hend, daß jede Partei nur vor dem Ge­
richt ihres Wohnsitzes (oder ihrer Staats­
angehörigkeit; im vorliegenden Fall fal­
len die beiden Anknüpfungen zusam­
men) verklagt werden kann. In einem sol­
chen Fall wäre ein einheitlicher Wille der­

art zum Ausdruck gekommen, daß die
Parteien offenkundig den entscheidenden
Wert auf ein einziges Kriterium legen
wollten: den Wohnsitz (oder die Staats­
angehörigkeit) des Beklagten. Aber auch
abgesehen davon kann man zugestehen,
daß die Vertragsparteien die Zuständig­
keit der Gerichte zweier Staaten für die

aus dem Vertrag entstehenden Rechts­
streitigkeiten immer dann vereinbaren
können, wenn die beiden Gerichtsbarkei­
ten aufgerufen sind, über eine jeweils be­
stimmte Gruppe von Streitigkeiten zu ent­
scheiden. Nichts verbietet es nämlich,
daß die Parteien davon absehen, alle
Streitigkeiten, die aus ihrem Vertrag ent­
springen können, einheitlich zu regeln,
sie statt dessen in zwei oder mehrere

Gruppen nach Kriterien unterteilen, die
sie frei wählen können, und für jede die­
ser Gruppen die Gerichte eines anderen
Staates als zuständig benennen. Dieses
Vorgehen ist nicht häufig; das ist jedoch
keinerlei Grund, es für unzulässig zu
erachten.

2145



SCHLUSSANTRÄGE DES HERRN CAPOTORTI — RECHTSSACHE 23/78

Demgemäß hat die Kommission zu
Recht angemerkt, daß die Vertragspar­
teien zwei getrennte Vereinbarungen hät­
ten schließen (eine für die künftigen Kla­
gen der Firma Meeth, die andere für die­
jenigen der Firma Glacetal) und auf
diese Art in jeder dieser Vereinbarungen
eine Gerichtsbarkeit hätten bezeichnen

können (die französische im ersten Fall,
die deutsche im zweiten). Die Formver­
einfachung, deretwegen die beiden hypo­
thetischen getrennten Vereinbarungen in
einer einzigen Klausel zusammengefaßt
sind, kann offenkundig keinen Einfluß
auf die Frage der inhaltlichen Gültigkeit
dieses Ausdruckes des gemeinsamen Wil­
lens der Vertragsparteien haben.

Es ist kaum nötig zu sagen, daß die Ver­
einbarkeit der von den Parteien im vorlie­

genden Fall getroffenen Wahl mit Artikel
17 des Übereinkommens unzweifelhaft

ist. Wir haben gesehen, daß sich der Bun­
desgerichtshof nur auf Absatz 1 dieses Ar­
tikels bezog; dieser Absatz beschränkt
die Wahlmöglichkeiten nicht, da er keine
inhaltliche Verbindung zwischen dem
Vertrag und dem Staat erfordert, dem
das in der Vereinbarung genannte Ge­
richt angehört. Aber auch wenn man Arti­
kel 17 Absatz 2 und die dort festgelegten
Gültigkeitsvoraussetzungen — die die
Beachtung der Artikel 12, 15 und 16 in
jedem Falle sicherstellen — berücksichti­
gen will, so ist nur festzustellen, daß die
fragliche Vereinbarung keiner dieser Vor­
aussetzungen widerspricht. So kann man
nur noch ergänzend auf die völlige Über­
einstimmung der fraglichen Vereinba­
rung mit dem allgemeinen System des
Übereinkommens hinweisen: Die benann­

ten Gerichte sind diejenigen des Wohn­
orts des Beklagten, wie es auch Artikel 2
Absatz 1 bestimmt. Die Vereinbarung hat
somit nur die Wirkung, den Gerichts­
stand des Wohnsitzes zu einem aus­
schließlichen zu machen.

Schließlich bleibt noch darauf hinzuwei­

sen, daß sich die Kommission gefragt
hat, ob die allgemeine Bezeichnung der
Gerichte eines Staates in der Gerichts-

standsvereinbarung ausreicht, ohne daß
die Instanz oder der zuständige Zweig
der Gerichtsbarkeit näher bezeichnet wä­

ren. Die Kommission hat dies bejaht; tat­
sächlich scheint mir, daß nichts dem Arti­
kel 17 mehr entsprechen kann, als die
wörtliche Wiedergabe eines dort ver­
wandten Ausdrucks („daß . . . die Ge­
richte eines Vertragsstaats . . . entschei­
den sollen"). Es scheint mir offenkundig,
daß eine derart abgefaßte Vereinbarung
stillschweigend auf die nationale Rege­
lung der örtlichen und sachlichen Zustän­
digkeit in dem angegebenen Staat ver­
weist, um das Gericht genauer zu bestim­
men, vor dem die Klage zu erheben ist.

3. Ich gehe nunmehr zur Prüfung der
zweiten, sicherlich schwierigeren Frage
über. Es scheint mir nützlich, zunächst
die in ihr verwandten Ausdrücke klarzu­

stellen, um Mißverständnisse zu vermei­
den, die sich bei der Prüfung der Frage
des Bundesgerichtshofes ergeben könn­
ten. Dieser hat gefragt, ob eine Gerichts­
standsvereinbarung wie die vorliegende
zwingend jede Aufrechnung ausschließt,
die der Beklagte wegen eines der Ver­
einbarung unterliegenden Anspruchs ge­
genüber der von der Klägerin erhobenen
Klage vor dem für diese Klage — nach
der Vereinbarung — zuständigen Ge­
richt geltend machen will. Der Gerichts­
hof ist nun nicht aufgerufen, den Willen
der Vertragsparteien und die Tragweite
auszulegen, die die Parteien ausdrücklich
oder möglicherweise stillschweigend der
Gerichtsstandsvereinbarung beigemessen
haben. Diese Aufgabe obliegt dem natio­
nalen Gericht. Der Auslegung der Ver­
einbarung muß jedoch die Auslegung des
Brüsseler Übereinkommens vorangehen,
die zwei Ziele erreichen soll: einerseits

festzustellen, ob die Parteien einer Ge­
richtsstandsvereinbarung nach ihrem Wil­
len die Geltendmachung des Aufrech­
nungseinwands vor dem nach der Ver­
einbarung zuständigen Gericht ausschlie­
ßen können und andererseits, wie die
Frage der Zuständigkeit zur Entschei­
dung über einen Aufrechnungseinwand
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in dem Fall zu lösen ist, in dem die Zu­
ständigkeit zur Entscheidung über den
Anspruch in einer Gerichtsstandsvereinba­
rung der beschriebenen Art geregelt ist,
in dem die Parteien aber keine Vereinba­

rung über Einwände der vorliegenden
Art getroffen haben.

Eine weitere Klarstellung erscheint mir
unumgänglich, nämlich die der Art des
Aufrechnungseinwands. Zu Recht hat die
deutsche Regierung in ihrer Stellung­
nahme angemerkt, daß nach dem Verfah­
rensstand als Aufrechnung nur „das ver­
teidigungsweise Geltendmachen der mate­
riellrechtlichen Wirkungen einer einseiti­
gen Aufrechnung im Prozeß" in Frage
komme und daß deshalb einerseits der

Aufrechnungsvertrag, andererseits die
Widerklage mit einer Forderung zum
Zweck der Verrechnung (counterclaim)
nicht weiter zu erörtern seien. Hierzu

merke ich an, daß zwar der erste dieser
beiden Fälle sicherlich nichts mit der

Frage des Bundesgerichtshofs zu tun hat,
daß sich aus den Akten jedoch nicht mit
hinreichender Klarheit ergibt, ob die
deutsche Firma im vorliegenden Fall
einen Einwand im engeren Sinne oder
eine Widerklage erhoben hat. Es obliegt
dem Tatrichter, dies festzustellen. Da je­
doch dem Unterschied zwischen der

Widerklage und dem Einwand eine er­
hebliche Bedeutung für die Beantwor­
tung der Frage zukommt, mit der wir be­
faßt sind, halte ich es für nützlich, beide
Möglichkeiten in Rechnung zu stellen.

Die materiellrechtliche Wirkung der Auf­
rechnung ist bekannt: Die Forderung
einer Person gegen eine andere erlischt,
wenn der Gläubiger zugleich Schuldner
desselben Vertragspartners ist. Natürlich
erlöschen Forderung und Schuld, soweit
sie sich decken, zur gleichen Zeit. Verfah­
rensmäßig können jedoch zwei Fälle ein­
treten: Die beklagte Partei kann ihre For­
derung gegen den Kläger verteidigungs­
weise geltend machen oder Widerklage
erheben. Der Unterschied besteht darin,
daß die Erhebung des Einwands nur auf
die Abweisung der Klage zielt, während

mit der Widerklage die Feststellung eines
Anspruchs des Beklagten und daher eine
Verurteilung des Klägers erstrebt wird.
Im Falle der Aufrechnung kann sich der
Beklagte des Einwands bedienen, um die
mangelnde Erfüllung der Forderung zu
rechtfertigen, deren sich die Gegenpartei
berühmt; er muß jedoch Widerklage er­
heben, wenn seine eigene Forderung in
vollem Umfang anerkannt werden und
das Urteil den Kläger zur Zahlung ver­
pflichten soll — zur vollständigen Zah­
lung, wenn die Klage als unbegründet ab­
gewiesen wird, zur teilweisen, wenn der
Klage stattgegeben wird, aber der Be­
trag, auf den der Beklagte Anspruch hat,
den dem Kläger zustehenden übersteigt.

4. Diese Erwägungen können, so
glaube ich, dazu dienen, unserer Erörte­
rung den Weg zu weisen. Nehmen wir
an, die Aufrechnung werde nur verteidi­
gungsweise geltend gemacht. Für diesen
Fall bin ich der Auffassung, daß die Ver­
tragsparteien bei der Vereinbarung eines
Gerichtsstandes nicht die Möglichkeit ha­
ben, das als zuständig vereinbarte Ge­
richt daran zu hindern, auch über Ein­
wände zu entscheiden, falls die Aufrech­
nung auf der Grundlage eines demselben
Vertrag entspringenden Rechts geltend
gemacht wird. Nach Artikel 17 des Über­
einkommens ermächtigt nämlich jede Ge­
richtsstandsvereinbarung das (die) von
den Parteien bestimmte(n) Gericht(e),
„über eine bereits entstandene Rechtsstrei­
tigkeit oder über eine künftige, aus
einem bestimmten Rechtsverhältnis ent­

springende Rechtsstreitigkeit [zu] entschei­
den". Der vom Beklagten verteidigungs­
weise geltend gemachte Einwand bleibt
im Rahmen desselben vom Kläger vor
das Gericht gebrachten Rechtsstreits; die­
ser Rechtsstreit entspringt dem Vertrags­
verhältnis zwischen den Parteien, wenn
der Einwand ebenfalls Ausdruck einer

aus dem gleichen Verhältnis entspringen­
den Forderung ist. Wäre der Einwand
vor einem anderen Gericht als dem gel­
tend zu machen, vor dem die Klage an­
hängig ist, so würde dies die Spaltung
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der Verfahrenseinheit und eine Mißach­

tung des Verteidigungsrechts bedeuten;
der Beklagte wäre praktisch gezwungen,
den Einwand in eine selbständige Klage
zu verwandeln. Deshalb muß meines

Erachtens, was auch immer der Inhalt
der Gerichtsstandsvereinbarung ist, die
Zuständigkeit zur Entscheidung über den
Einwand der Aufrechnung immer bei
dem Gericht liegen, das zur Entschei­
dung über die Klage berufen ist. Ich
halte es in diesem Zusammenhang auch
nicht für nötig, sich auf die Grundsätze
der geordneten Rechtspflege und der
Prozeßökonomie zu beziehen, die zwei­
felsfrei zu den Grundsätzen des Überein­

kommens von 1968 gehören und auf die
sich sowohl die Kommission als auch die

deutsche Regierung in ihren Stellungnah­
men bezogen haben.

Völlig andere Überlegungen gelten für
den Fall, daß die Aufrechnung im Wege
der Widerklage geltend gemacht wird.

Für eine Widerklage, die auf denselben
Vertrag oder Sachverhalt wie die Klage
selbst gestützt wird, enthält das Überein­
kommen in Artikel 6 Nr. 3 eine eigene
Bestimmung, nach der das Gericht, bei
dem die Klage selbst anhängig ist, zustän­
dig ist. Auch im Zusammenhang mit den
Vorschriften über die Zuständigkeit für
Versicherungssachen sowie für Klagen,
die den Kauf beweglicher Sachen auf
Teilzahlung oder ein in Raten zurückzu­
zahlendes Darlehen zum Gegenstand ha­
ben, ist gemäß dem 3. und 4. Abschnitt
des Titels II ausdrücklich die Widerklage
vor dem Gericht der Hauptsache vorgese­
hen (Artikel 11 Absatz 2 und Artikel 14
Absatz 3). Die in Artikel 6 vorgesehene
Zuständigkeit gehört jedoch zu denen,
die durch eine Zuständigkeitsvereinba­
rungausgeschlossen werden können:
Das hat der Gerichtshof in den zitierten
Urteilen Estasis Salotti/ Rüwa (Rand­
nummer 7 der Entscheidungsgründe)
und Galeries Segoura/Bonakdarian
(Randnummer 6 der Entscheidungs-

gründe) klar ausgesprochen. Mit anderen
Worten, der ausschließliche Charakter der
vereinbarten Zuständigkeit geht vor; die
Selbständigkeit der Widerklage — inso­
weit es sich gerade um eine Klage, nicht
um einen schlichten Einwand handelt —

gestattet es, sie von der Klage zu tren­
nen, wie es notwendig geschieht, wenn
eine Vereinbarung wie die vorliegende
vorsieht, daß die Klagen der einen Partei
vor ein anderes Gericht als dasjenige ge­
bracht werden, an das sich die andere
Partei wenden muß. Diese Auffassung
wird auch in der Literatur vertreten. Ich
beschränke mich darauf, Weser zu zitie­
ren („Convention communautaire sur la
compétance judiciaire et l'exécution des
décisions", S. 266). Nach Auffassung des
bekannten Jenard-Berichts geht die auf
Artikel 17 gestützte Vereinbarung, wenn
sie etwa in einem Bürgschaftsvertrag ent­
halten ist, gegenüber der besonderen Zu­
ständigkeitsvorschrift des Artikels 6 Nr.
2 vor; mit dem Verhältnis zwischen einer
Gerichtsstandsvereinbarung und Artikel
6 Nr. 3 befaßt der Bericht sich nicht, ich
glaube jedoch sagen zu können, daß die
Gründe für die Entscheidung zur Num­
mer 2 auch für die folgende Nummer gel­
ten.

Trifft dies zu, so folgt daraus, daß die
Vertragsparteien nach ihrem Willen aus­
drücklich ausschließen können, daß Auf­
rechnungswiderklagen vor dasselbe Ge­
richt gebracht werden, das durch eine Ge­
richtsstandsvereinbarung der vorliegen­
den Art bezeichnet ist. Schweigen die
Parteien, so ist dieser Ausschluß Folge
von Artikel 17 in Verbindung mit Artikel
6 des Übereinkommens. Angesichts der
den Vertragsparteien in Artikel 17 zuge­
billigten Vertragsfreiheit wäre es schließ­
lich ohne weiteres möglich, daß diese
zwar im allgemeinen das Gericht des
Wohnorts des Beklagten für zuständig er­
klären, aber gleichzeitig vereinbaren (un­
ter Beachtung der dort vorgeschriebenen
Formerfordernisse), daß die Widerklagen
der für die Klagen bezeichneten Zustän­
digkeit „zugeschlagen" werden.
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5. Abschließend schlage ich vor, auf die vom Bundesgerichtshof mit Be­
schluß vom 1. Februar 1978 gestellten Fragen wie folgt für Recht zu erken­
nen:

a) Artikel 17 des Brüsseler Übereinkommens über die gerichtliche Zuständig­
keit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen läßt eine Vereinbarung zu, der zufolge jede der beiden zu
verschiedenen Staaten wohnenden Parteien verschiedener Staatsangehörig­
keit nur vor den Gerichten ihres Wohnsitzes oder ihrer Staatsangehörig­
keit verklagt werden kann.

b) Eine Vereinbarung im Rahmen eines Kaufvertrags zwischen in verschiede­
nen Staaten wohnenden Personen verschiedener Staatsangehörigkeit über
die ausschließliche Zuständigkeit der Gerichte des Wohnsitzes oder der
Staatsangehörigkeit des Beklagten schließt nicht aus, daß diese selben Ge­
richte ausschließlich für die Entscheidung über einen schlichten Aufrech­
nungseinwand zuständig sind, der von dem Beklagten gegenüber der von
der anderen Vertragspartei angestrengten Klage geltend gemacht wird.

c) Eine Vereinbarung, der zufolge jede der beiden in verschiedenen Staaten
wohnenden Parteien verschiedener Staatsangehörigkeit eines Kaufvertra­
ges nur vor den Gerichten ihres Wohnsitzes oder ihrer Staatsangehörig­
keit verklagt werden kann, schließt aus, daß eine Aufrechnung im Wege
der Widerklage vor dem Gericht geltend gemacht wird, das für die Ent­
scheidung über die Klage zuständig ist, sofern die Parteien diese Möglich­
keit nicht ausdrücklich vorgesehen haben.
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